
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 19. und 20. Dezember 2020 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst 
(Notfalldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für 
das gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter 
der neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 19. und 20. Dezember 2020 
unter Telefon 08323/8267. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und 
von 18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten 
ist in der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, 
wer, wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach:
am 19. Dezember 2020: Apotheke im Gesundheitszentrum, Immenstadt, 
Im Stillen 4 ½, Telefon 08323/8847 
am 20. Dezember 2020: Allgäu-Apotheke, Sonthofen, 
Grüntenstraße 24, Telefon 08321/83445

Oberstdorf, Fischen:
am 19. Dezember 2020: Vallis Apotheke, Oberstdorf, 
Poststraße 10, Telefon 08322/940700
am 20. Dezember 2020: Apotheke im Färberhaus, Fischen, 
Hauptstraße 4, Telefon 08326/385740  
(10.00 bis 12.00 und 17.00 bis 19.00 Uhr) 

Oberstaufen:
am 19. Dezember 2020: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg, 
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452
am 20. Dezember 2020: Post-Apotheke, Weiler-Simmerberg, 
Bahnhofstraße 9, Telefon 08387/8383 

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 19. Dezember 2020: Magnus-Apotheke, Buchenberg, 
Lindauer Straße 16, Telefon 08378/275  

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 19. Dezember 2020: Bahnhof-Apotheke, 
Bahnhofstr. 12, Telefon 0831/5226622
am 20. Dezember 2020: Burg-Apotheke, 
Kronenstraße 12, Telefon 0831/27356

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung Landratsamt Oberallgäu 

KrWG; UVPG;
Erdaushubdeponie der Firma Brutscher GmbH & Co. KG, Am Gstad 1, 
87561 Oberstdorf, auf den Grundstücken Fl. Nrn. 21, 65/1, 91 (jeweils 
TF), Gemarkung Akams, Stadt Immenstadt
Antrag auf Errichtung und Betrieb einer Erdaushubdeponie mit unbela-
stetem Verfüllmaterial

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Brutscher GmbH & Co. KG, Am Gstad 1, 87561 Oberstdorf 
beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Errichtung und den Betrieb 
einer Deponie für Erdaushub des Zuordnungswertes Z 0 auf den Grund-
stücken Fl. Nrn. 21, 65/1, 91 (jeweils TF), Gemarkung Akams, Stadt 
Immenstadt.

Das Landratsamt Oberallgäu führt für dieses Vorhaben ein Plange-
nehmigungsverfahren gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes  
– KrWG – durch. 

Gemäß §§ 5 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 12.3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – war im Rahmen einer allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPV 
aufgeführten Kriterien  hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berück-
sichtigen wären. Gewässerbeeinträchtigungen sind mit der beantragten 
Ablagerung von unbelastetem Bodenaushubmaterial nicht zu besorgen. 
Auch die Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind gering, da es sich 
um eine intensiv bewirtschaftete Fläche handelt, die mit Fortschritt der 
Auffüllung rekultiviert wird.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. 

gez.: Hannes Linder � SG 22.1-176/4.1-130 Li
� 22.1-350

Bekanntmachung der Gemeinde Blaichach

Bekanntmachung zur Veröffentlichung im Amtsblatt des Lankreises 
Oberallgäu am 15.12.2020.

Bekanntmachung des Beteiligungsberichts 2018
der Gemeinde Blaichach

Die Gemeinde Blaichach hat gemäß Art. 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung 
(GO) einen Bericht über die Beteiligungen an Unternehmen in einer 
Rechtsform des Privatrechts zu erstellen, sofern ihr mindestens der 20. 
Teil der Anteile gehört.

Entsprechend dieser Regelung wurde der Beteiligungsbericht 2018 über 
die Beteiligungen der Gemeinde Blaichach erstellt. Dieser kann während 
der allgemeinen Öffnungszeiten in der Gemeinde Blaichach, Kirchplatz 3, 
87544 Blaichach, Zimmer-Nr. 8, eingesehen werden.

Blaichach, den 29.10.2020

gez.: Christof Endreß, Erster Bürgermeister� 51-351

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 11. Dezember 2020, Nr. 1 Az.: SG52/SF/So/OA-TS121, Landkreis Bür-
gerservice, Herr Sontheim, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, Telefon 
08321/612-900, Telefax 08321/612-350, E-Mail: buergerservice@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herr Thomas Schöb, geb.: 
10.02.1962 in Sonthofen, zuletzt wohnhaft in: Bahnhofstr. 14, 87527 Sonthofen, Fahr-
gestellnummer: 0066212R100GS, amtl. Kennz.: OA-TS121.

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 11. Dezember 2020, 
Nr. 1 Az. SG52/SF/So/OA-TS121, gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. Art. 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort des vorgenannten Empfängers ist unbekannt.

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der angegebenen 
Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über den aktuellen Aufenthalt.
Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich zugestellt.Der 

Bescheid vom 03.12.2020, Nr. 1, Az. SG52/SF/So/OA-TS121, liegt bei der Zulas-
sungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. 
E.05, während der Dienststunden zur Abholung durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung Fristen (z. B. 
Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zugestellt, wenn 
seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.

gez.: M. Sontheim� 52-352

Haushaltssatzung

des Zweckverbandes für die Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftisried
Landkreis Ostallgäu

für das Wirtschaftsjahr 2021

Aufgrund von Art. 26 Abs. 1 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) i. V. m. Art. 63 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) erlässt der Zweckverband für die Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftis
ried, Landkreis Ostallgäu, für das Wirtschaftsjahr 2021 folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der in der Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2021 wird 
hiermit festgesetzt:

Er schließt im Erfolgsplan

in den Erträgen mit� 1.229.500 €
in den Aufwendungen mit� 1.229.500 €

und im Vermögensplan

in den Einnahmen und Ausgaben mit� 546.950 €

ab.

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaß-
nahmen im Vermögensplan wird auf 0,00 € festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan wird auf 
0,00 € festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Wirtschaftsplan wird auf 200.000,00 € festgesetzt.

§ 5
Verbandsumlagen für die Finanzierung des Erfolgsplans werden in Höhe von  
450.000 € erhoben.

§ 6
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft.

Marktoberdorf, 09.12.2020

ZWECKVERBAND FÜR DIE TIERKÖRPERBESEITIGUNGSANSTALT
KRAFTISRIED, LANDKREIS OSTALLGÄU

gez.: Maria Rita Zinnecker, Landrätin und Verbandsvorsitzende

Die Haushaltssatzung 2021 samt ihren Anlagen kann während des ganzen Jahres 
zu den üblichen Öffnungszeiten in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes für die 
Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftisried im Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstraße 
11, 87616 Marktoberdorf eingesehen werden.

� 51-353

Satzung 
für die Freiwillige Feuerwehr

Die Gemeinde Burgberg i. Allgäu erlässt aufgrund von Art. 23 Satz 1 und Art. 24 Abs. 1 
Nr. 1 der Gemeindeordnung (GO) folgende

Satzung

I.
Allgemeines

§ 1
Organisation, Rechtsgrundlagen

(1) �Die Freiwillige Feuerwehr Burgberg ist eine öffentliche Einrichtung der Gemein-
de. Zur Gewinnung der notwendigen Anzahl von Feuerwehrdienstleistenden 
bedient sie sich der Unterstützung des Vereins „Freiwillige Feuerwehr Burgberg 
i. Allg. e.V.“.

(2) �Rechtsgrundlage für die Freiwillige Feuerwehr, vor allem für die Rechte und 
Pflichten ihrer Feuerwehrdienstleistenden, sind das Bayerische Feuerwehrgesetz 
(BayFwG), die zu seiner Ausführung erlassenen Rechtsvorschriften und diese 
Satzung.

§ 2
Freiwillige Leistungen

(1) �Die Freiwillige Feuerwehr kann aufgrund dieser Satzung in den Grenzen von 
Art. 7 des Mittelstandsförderungsgesetzes und Art. 87 GO insbesondere folgende 
freiwillige Leistungen erbringen:

	 1. �Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Aufgaben der Feuerwehren 
gehören (zum Beispiel – jeweils auf Antrag des Eigentümers oder Nutzungsbe-
rechtigten – das Stellen von Wachen nach dem Ende der Brandgefahr oder das 
Abräumen von Schadensstellen, soweit es nicht zur Abwehr weiterer Gefahren 
notwendig ist),

	 2. �Überlassung von Gerät oder Material zum Gebrauch oder Verbrauch.

(2) �Voraussetzung freiwilliger Leistungen ist, dass die Einsatzbereitschaft der Frei-
willigen Feuerwehr zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. Auf die Gewährung freiwilliger Leistungen besteht kein 
Rechtsanspruch.

(3) �Über die Gewährung von Leistungen im Sinn von Abs. 1 Nrn. 1 und 2 entscheidet 
die Kommandantin oder der Kommandant, soweit die Leistungen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem Einsatz der Feuerwehr erbracht werden. Im Übrigen 
entscheidet die Kommandantin oder der Kommandant über Leistungen im Sinn 
dieser Vorschriften nur, wenn ihr bzw. ihm die Erste Bürgermeisterin oder der 
Erste Bürgermeister diese Befugnis übertragen hat; sonst entscheidet die Erste 
Bürgermeisterin oder der Erste Bürgermeister oder der Gemeinderat.

(4) �Die Gemeinde Burgberg i.Allgäu und die Freiwillige Feuerwehr Burgberg i. Allg. 
e.V. sowie ihre Bediensteten und Mitglieder haften für Schäden, die sich bei frei-
willigen Leistungen (§ 2 Abs. 1 dieser Satzung) ergeben nur, wenn ihnen Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit nachzuweisen ist. 

II.
Personal

§ 3
Wahl der Kommandantin bzw. des Kommandanten

(1) �Die Wahl findet bei einer Dienstversammlung der Feuerwehrdienst leistenden 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr einschließlich der hauptberuflichen Kräfte 
und der Feuerwehranwärter, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, statt. Die 
Gemeinde lädt hierzu mindestens zwei Wochen vor dem Wahltag ein.

(2) �Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister oder ein Stellvertreter oder Beauf-
tragter (Art. 39 GO) leitet die Wahl (Wahlleitung). Der Wahlleitung stehen zwei 
von der Versammlung durch Zuruf bestimmte Beisitzer zur Seite. Werden mehr als 
zwei Personen durch Zuruf vorgeschlagen, findet eine Wahl zwischen den vorge-
schlagenen Personen statt. Wahlleitung und Beisitzer bilden den Wahlausschuss. 
Wer selbst zur Wahl steht, kann nicht Mitglied des Wahlausschusses sein. Der 
Wahlausschuss wird daher erst nach Abgabe der Wahlvorschläge gebildet.

(3) Jede wahlberechtigte Person hat eine Stimme. Stellvertretung ist nicht zulässig.

(4) �Die Wahlleitung erläutert die Grundsätze des Wahlverfahrens und legt die Aufga-
ben der Kommandantin bzw. des Kommandanten dar.

1. Wahlvorschläge, Schriftlichkeit der Wahl

	� Die Wahlberechtigten schlagen wählbare Personen schriftlich oder durch Zuruf 
der Wahlversammlung zur Wahl vor. Die Wahlleitung nennt die Vorgeschla-
genen und befragt sie, sofern sie anwesend sind, ob sie sich der Wahl stellen 
wollen. Die Vorschläge können mündlich begründet werden; über sie kann auch 
eine Aussprache stattfinden. Den anwesenden Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich der Versammlung in angemessener Zeit vorzu-
stellen. Die Aussprache wird geschlossen, wenn keine Wortmeldungen mehr 
vorliegen oder wenn die Versammlung mit Mehrheit der Wahlberechtigten den 
Schluss der Aussprache beschließt.

	� Die Wahl wird schriftlich mit Stimmzetteln durchgeführt; diese dürfen kein 
äußerliches Kennzeichen tragen, das sie von den im gleichen Wahlgang verwen-
deten Stimmzetteln unterscheidet. Die Wahlleitung lässt auf die Stimmzettel die 
Namen der wählbaren und – sofern sie befragt wurden – zur Kandidatur bereiten 
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

Bewerberinnen und Bewerber setzen. Wird nur eine oder keine Person zur Wahl 
vorgeschlagen, so wird die Wahl ohne Bindung an Bewerber durchgeführt.

2.	Wahlgang, Stimmabgabe

	� Die Wahl ist geheim; die Möglichkeit geheimer Stimmabgabe ist von der Wahl-
leitung sicherzustellen.

	� Für eine gültige Stimmabgabe ist immer eine positive Willensbekundung erfor-
derlich. Gewählt wird, indem einer der Wahlvorschläge in eindeutig bezeich-
nender Weise gekennzeichnet wird. Streichungen sind nicht als Stimme für nicht 
gestrichene Bewerber zu werten.

	� Steht nur eine Person zur Wahl, so kann dadurch gewählt werden, dass der 
Wahlvorschlag in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise gekennzeichnet 
oder eine nicht zur Wahl vorgeschlagene wählbare Person in eindeutig bezeich-
nender Weise handschriftlich auf dem Stimmzettel eingetragen wird.

	� Liegt kein Wahlvorschlag vor, so wird durch eindeutig bezeichnende hand-
schriftliche Eintragung einer wählbaren Person auf dem Stimmzettel gewählt.

	� Die Wahlberechtigten haben den ausgefüllten Stimmzettel zusammenzufalten 
und der Wahlleitung oder dem bestimmten Beisitzer zu übergeben. Der Wahl-
ausschuss prüft die Stimmberechtigung der Abstimmenden. Bei Bedarf hat die 
Gemeinde hierzu vor der Wahl eine Wählerliste anzulegen. Wird die Stimmbe-
rechtigung anerkannt, so ist der Stimmzettel in einen Behälter zu legen. Der 
Wahlausschuss prüft vor Beginn des Wahlgangs, ob der Behälter leer ist. Wird 
der Stimmberechtigung einer anwesenden Person widersprochen, entscheidet 
der Wahlausschuss.

	 3. Feststellung des Wahlergebnisses, Losentscheid

	� Nach Abschluss der Wahl prüft der Wahlausschuss den Inhalt der Stimmzettel, 
zählt sie aus und stellt das Wahlergebnis fest. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Neinstimmen und Stimmzet-
tel, die überhaupt nicht gekennzeichnet wurden oder auf denen nur Streichungen 
vorgenommen wurden, sind ungültig. Ist mindestens die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. Ist die Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gültig und erhält keine Bewerberin bzw. kein Bewerber die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, so findet eine Stichwahl unter 
den beiden Bewerberinnen bzw. Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl statt. 
Wenn mehr als zwei Personen die höchste Stimmenzahl erhalten haben, ist die 
Wahl zu wiederholen. Wenn mehr als eine Person die zweithöchste Stimmen-
zahl erhalten haben, entscheidet das Los, wer in die Stichwahl kommt.

	� Bei der Stichwahl ist die Person gewählt, die von den abgegebenen gültigen 
Stimmen die höchste Stimmenzahl erhält. Bei gleicher Stimmenzahl entschei-
det das Los, das die Wahlleitung sofort nach Feststellung des Ergebnisses der 
Stichwahl in der Wahlversammlung ziehen lässt.

4.	Wahlannahme

	� Nach der Wahl befragt die Wahlleitung die gewählte Person, ob sie die Wahl 
annimmt. Lehnt sie ab, ist die Wahl zu wiederholen. Abwesende Bewerbe-
rinnen und Bewerber können die Annahme der Wahl auch im Vorfeld schrift-
lich erklären.

	� Die Wiederholung der Wahl kann unmittelbar im Anschluss an den ersten Wahl-
durchgang in derselben Dienstversammlung erfolgen.

(5) �Die Wahlleitung lässt über die Wahl, die Feststellung des Wahlergebnisses und die 
Wahlannahme eine Niederschrift fertigen, die der Wahlausschuss unterzeichnet.

(6) �Die Abs. 1 bis 5 gelten für die Wahl des Stellvertreters des Feuerwehrkomman-
danten entsprechend.

§ 4
Verpflichtung

Die Kommandantin oder der Kommandant verpflichtet neu aufgenommene ehren-
amtliche Feuerwehrdienstleistende durch Handschlag zur Erfüllung ihrer Pflichten 
nach den für die Feuerwehren geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Neu 
aufgenommenen Mitgliedern soll eine Satzung für die Freiwillige Feuerwehr über-
reicht werden.

§ 5
Übertragung besonderer Aufgaben

Zur Erfüllung besonderer Aufgaben sind geeignete Feuerwehrdienstleistende zu 
bestellen (zum Beispiel Jugendwart, Gerätewart). Für die Bestellung ehrenamtlicher 
Feuerwehrdienstleistender ist die Kommandantin oder der Kommandant zuständig.

§ 6
Persönliche Ausstattung

Die Feuerwehrdienstleistenden haben die empfangene persönliche Ausstattung pfleg-
lich zu behandeln und nach dem Ausscheiden aus dem Feuerwehrdienst zurückzuge-
ben. Für verloren gegangene oder durch außerdienstlichen Gebrauch beschädigte oder 
unbrauchbar gewordene Teile der Ausstattung kann die Gemeinde Ersatz verlangen.

§ 7
Anzeigepflichten bei Schäden

Feuerwehrdienstleistende haben der Kommandantin oder dem Kommandanten unver-
züglich zu melden
- im Dienst erlittene (eigene) Körper- und Sachschäden,
- �Verluste oder Schäden an der persönlichen Ausstattung und der sonstigen Ausrüstung 

der Feuerwehr.

Soweit Ansprüche für oder gegen die Gemeinde infrage kommen, hat die Komman-
dantin oder der Kommandant die Meldung an die Gemeinde weiterzuleiten. Hat die 
Gemeinde nach § 193 SGB VII und § 22 der Satzung der Kommunalen Unfallversi-
cherung Bayern eine Unfallanzeige zu erstatten, so ist sie unverzüglich (bei Unfällen 
mit Todesfolge oder mit mehr als drei Verletzten sofort) zu unterrichten.

§ 8
Dienstverhinderung

Von der gesetzlichen Verpflichtung zur Leistung des Feuerwehrdienstes (Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 BayFwG) sind Feuerwehrdienstleistende nur befreit, soweit sie vorrangigen 
rechtlichen Pflichten nachkommen müssen oder dringende wirtschaftliche oder persön-
liche Gründe dies rechtfertigen. Für das Fernbleiben von Ausbildungsveranstaltungen 
in diesen Fällen haben sich Feuerwehrdienstleistende vor der Veranstaltung bei der 
Kommandantin bzw. dem Kommandanten zu entschuldigen; im Übrigen haben Feu-
erwehrdienstleistende Mitteilung zu machen, wenn sie länger als fünf Wochen vom 
Wohnort abwesend oder durch andere Umstände an der Ausübung des Feuerwehrdiens-
tes gehindert sein werden. Der Wegzug aus der Gemeinde ist in jedem Fall zu melden.

§ 9
Pflichtverletzungen

Die Kommandantin oder der Kommandant kann Verletzungen von Dienstpflichten 
durch folgende Maßnahmen ahnden:
- mündlicher oder schriftlicher Verweis,
- Androhung des Ausschlusses,
- Ausschluss (Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG, § 10 Abs. 2 dieser Satzung).

§ 10
Austritt und Ausschluss

(1) �Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr ist schriftlich gegenüber der Komman-
dantin bzw. dem Kommandanten zu erklären.

(2) �Die Kommandantin bzw. der Kommandant hat Feuerwehrdienstleistenden, die 
sie bzw. er gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG wegen gröblicher Verletzung der 
Dienstpflichten vom Feuerwehrdienst ausschließen will, Gelegenheit zu geben, 
sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern.

	 Eine gröbliche Verletzung von Dienstpflichten ist insbesondere gegeben bei
	 - unehrenhaftem Verhalten im Dienst,
	 - grobem Vergehen gegen Kameraden im Dienst,
	 - fortgesetzter Nachlässigkeit oder Nichtbefolgen dienstlicher Anordnungen,
	 - Trunkenheit im Dienst,
	 - Aufhetzen zum Nichtbeachten von Anordnungen,
	 - �dienstwidriger Benutzung oder mutwilliger Beschädigung von Dienstkleidung, 

Geräten und sonstigen Ausrüstungsgegenständen der Feuerwehr.

Die Kommandantin oder der Kommandant hat den Ausgeschlossenen den Ausschluss 
schriftlich zu erklären.

III.
Besondere Pflichten der Kommandantin oder des Kommandanten

§ 11
Dienst- und Ausbildungsplan

(1) �Die Kommandantin bzw. der Kommandant stellt jährlich (wenn nötig auch für kür-
zere Zeiträume) einen Dienst- und Ausbildungsplan auf. In dem Plan ist für jeden 
Monat mindestens eine Übung oder ein Unterricht vorzusehen. Zu den Übungen 
können auch geeignete Sportveranstaltungen der Feuerwehr gehören.

(2) Der Dienst- und Ausbildungsplan ist der Gemeinde vorzulegen.

§ 12
Dienstreisen

Die Kommandantin oder der Kommandant hat dafür zu sorgen, dass vor Dienstreisen 
von Feuerwehrdienstleistenden die Genehmigung der Gemeinde eingeholt wird (vgl. 
auch Art. 8 Abs. 1 Satz 3 BayFwG). Sie bzw. er hat auch für ihre bzw. seine Dienst-
reisen die Genehmigung der Gemeinde einzuholen.

§ 13
Jahresbericht

(1) �Die Kommandantin oder der Kommandant unterrichtet die Gemeinde zum Ende 
des Kalenderjahres über den Personalstand der Freiwilligen Feuerwehr. Neu einge-
tretene oder aus dem Feuerwehrdienst ausgeschiedene Mitglieder sind namentlich 
mitzuteilen. In dem Bericht ist die Anzahl der Mannschafts- und Führungsdienst-
grade und der Feuerwehrdienstleistenden anzugeben, die über das übliche Maß 
hinaus Feuerwehrdienst leisten (vgl. Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayFwG). Soweit die 
Gemeinde nicht über einzelne Einsätze unterrichtet wird, ist im Jahresbericht auch 
eine Übersicht über die Einsätze des abgelaufenen Jahres zu geben.

(2) �Die Unterrichtungspflichten gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG, § 7 Satz 2 und 
§ 11 Abs. 2 dieser Satzung bleiben unberührt.

IV.
Anwendungsbeginn

§ 14
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 

(2) �Gleichzeitig tritt die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr vom 30.01.1986 
(Amtsblatt für den Landkreis Oberallgäu vom 08.02.1986, Nr. 4), zuletzt geändert 
durch die 1. Änderung vom 05.11.1990 (Amtsblatt für den Landkreis Oberallgäu 
vom 10.11.1990, Nr. 47) außer Kraft.

Burgberg i. Allgäu, den 09. Dezember 2020

GEMEINDE BURGBERG i. Allgäu

gez.: André Eckardt, Erster Bürgermeister � 51-354

Anlage zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere 
Leistungen der gemeindlichen Feuerwehr der Gemeinde Burgberg i. Allgäu – gültig 
ab 01.01.2021

Verzeichnis der Pauschalsätze

Aufwendungsersatz und Kostenersatz setzen sich aus den jeweiligen Sachkosten 
(Nummern 1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 3) zusammen.

1. 	 Streckenkosten 

2. 	 Ausrückungskosten: 

Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und Ausrüstung abzugel-
ten, die zwar zu Fahrzeugen gehören, deren Kosten aber nicht durch die zurückgelegte 
Wegstrecke beeinflusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten 
die halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten erhoben. 

Die Ausrückungskosten betragen – berechnet vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem 
Feuerwehrgerätehaus bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens – je eine Stunde für ein 
bei einer Eigenbeteiligung der Gemeinde von 20 % und unter Berücksichtigung der 
jeweiligen jährlichen Ausrückestunden 

Löschgruppenfahrzeug LF 10 111,00 €

Löschgruppenfahrzeug LF 16 92,00 €

Mehrzweckfahrzeug MZF 19,00 €

3. 	 Personalkosten 

Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei ist der Zeitraum vom 
Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus bis zum Wiedereinrücken anzusetzen. Für 
angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen die ganzen 
Stundenkosten erhoben.

3.1	�Ehrenamtlich Feuerwehrdienstleistende
	� Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird folgender Stun-

densatz berechnet: 28,00 €

	� Zu den Personalkosten werden Zuschläge mit 50 % des Stundensatzes erhoben, bei 
Einsätzen außerhalb der normalen Arbeitszeit (samstags, sonntags und feiertags 
sowie montags bis freitags zwischen 17 und 7 Uhr).

3.2 Sicherheitswachen
	� Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 1 

BayFwG wird der Stundensatz gem. § 11 Abs. 5 AVBayFwG erhoben. Er wird 
entsprechend der jeweiligen Bekanntmachung des Bayer. Staatsministeriums des 
Inneren angepasst und beträgt derzeit pro Person je Stunde 16,40 €.

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 09.12.2020 (Bpl.Nr. 1006/20) 
Nebelhornbahn AG, Nebelhornstraße 67, 87561 Oberstdorf, Errichtung einer neuen 
Zufahrt und Neugestaltung für den Hochwasserschutz Am Faltenbach in Oberstdorf 
(Fl.Nr. 2865/72), Gemarkung Oberstdorf, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg 
 in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Ein-
legung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

gez.: Karl-Heinz Pfeil

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes Oberallgäu 
in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und bei dem Markt Oberst-
dorf, Prinzregenten Platz 1, 87567 Oberstdorf eingesehen werden.

Karl-Heinz Pfeil� 51-356

Die Streckenkosten 
betragen für jeden 
angefangenen Kilometer 
Wegstrecke für ein

Bei einer Nutzungs
dauer von 

bei einer Eigenbeteili-
gung von 20 % und unter 
Berücksichtigung der 
jeweiligen durchschnitt-
lichen Fahrleistung

Löschgruppenfahrzeug 
LF 10 

25 Jahren 18,00 €

Löschgruppenfahrzeug 
LF 16

25 Jahren 9,00 €

Mehrzweckfahrzeug 
MZF 

15 Jahren 1,00 €



Amtsblatt Nr. 57	 Herausgegeben vom Landratsamt Oberallgäu in Sonthofen� 15. Dezember 2020/Seite 92

Bekanntmachung 
des Marktes Oberstdorf

Über die öffentliche Auslegung für den Bebauungsplan „Therme Oberstdorf“ 
gemäß § 13a, § 3 Abs. 2 BauGB

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan „Therme Oberstdorf“ 
für die Flur-Nrn. 1652 und 1648 wird die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
beteiligt.

Die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches für den Bebauungsplan ergibt sich aus 
dem angefügten Lageplan. 

Die Aufstellung der Satzung erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB. Entsprechend der Regelung des § 13a BauGB wird von der frühzeitigen 
Erörterung und Unterrichtung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB abge-
sehen. Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie 
von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen.

Der Entwurf der Satzungen mit Begründung in der Fassung vom 22.10.2020 liegt 
in der Zeit

vom 23.12.2020 bis einschließlich 22.01.2021
während der allgemeinen Dienststunden im Marktbauamt (Oberstdorf Haus, 2. Stock, 

Nordteil), Prinzregenten-Platz 1, 87561 Oberstdorf öffentlich aus. Stellungnahmen 
können während dieser Frist schriftlich oder während der Dienststunden zur Nieder-
schrift abgegeben werden. Es besteht die Möglichkeit zur Erörterung der Planung.

Es wird auf das Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Geneh-
migungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungs-
gesetz – PlanSiG - vom 20. Mai 2020 (BGBI. I. S. 1041)) hingewiesen. Danach kann 
die Auslegung durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt werden, wenn die 
jeweilige Auslegungsfrist spätestens mit Ablauf des 31. März 2021 endet. Demnach 
werden gem. § 1 und § 2 PlanSiG die Bekanntmachung sowie die öffentlich auszu-
legenden Planunterlagen im o.g. Zeitraum auf der Internetseite der Gemeinde (www.
markt-oberstdorf.de/aktuell/mitteilungen/bekanntmachung-marktes-oberstdorf.html) 
veröffentlicht.

Datenschutz
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 
1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre 
Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über 
das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt 
„Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls 
öffentlich ausliegt.

Oberstdorf, den 10.12.2020

gez.: Klaus King, Erster Bürgermeister� 51-357

Sonthofen, den 15. Dezember 2020
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Oberallgäu
Landkre is

BürgerService Zulassung
im Landratsamt Oberallgäu

Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2
Service-Telefon 08321/612-900

Telefax 08321/612-350
buergerservice@lra-oa.bayern.de

in der gemeinsamen Zulassungsstelle 
von Landkreis und Stadt Kempten (Allgäu)

Kempten, Bahnhofstraße 80
Bürgerservice Zulassung und  
 Führerscheinstelle Kempten  

0831/2525-3400
Telefax 0831/2525-3450

buergerservice-zulassung@kempten.de

Im Internet:
	 ▶  Wunschkennzeichen reservieren
	 ▶  Feinstaubplakette bestellen
	 ▶  Termin vereinbaren

www.buergerservice-zulassung.de

Erweiterte Öffnungszeiten:

Sonthofen Kempten

Mo. 7.30  - 17.00 h 7.30  - 12.00 u. 
13.00 - 17.00 h

Di. 7.30  - 13.00 h 7.30  - 13.00 h

Mi. / Do. 7.30  - 16.00 h 7.30  - 12.00 u. 
13.00 - 16.00 h

Fr. 7.30  - 12.30 h 7.30  - 12.30 h

Über unsere neue Behördenrufnummer 115  
erreichen Sie uns ohne Vorwahl

Montag bis Freitag 7.30 bis 18.00 Uhr

Satzung für die Erhebung eines Kurbeitrages

vom 09.12.2020

Auf Grund der Art. 2 und 7 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die 
Gemeinde Burgberg i. Allgäu folgende 

Satzung für die Erhebung eines Kurbeitrages

§ 1
Beitragspflicht

Personen, die sich zu Kur- oder Erholungszwecken im Kurgebiet der 
Gemeinde aufhalten, ohne dort ihre Hauptwohnung im Sinne des Melde-
rechts zu haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Kurein-
richtungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen geboten wird, sind 
verpflichtet, einen Kurbeitrag zu entrichten. Diese Verpflichtung ist nicht 
davon abhängig, ob und in welchem Umfang Einrichtungen, die Kurzwe-
cken dienen, tatsächlich in Anspruch genommen werden. 

§ 2
Kurgebiet

(1) �Kurgebiet ist das Gemeindegebiet mit Ausnahme des Gemeindeteiles 
Häuser. 

(2) �Die genaue Abgrenzung des Kurbeitrages ist aus einer Karte (Maßstab 
1:25.000) ersichtlich, die Bestandteil dieser Satzung ist und während 
der Dienststunden in der Gemeindeverwaltung eingesehen werden kann.

 
§ 3

Entstehen, Fälligkeit und Entrichtung des Kurbeitrages

(1) �Die Kurbeitragsschuld entsteht für jeden Aufenthaltstag mit Beginn 
des jeweiligen Tages.

 
(2) Der Kurbeitrag wird mit dem Entstehen fällig.
 
(3) �Der Kurbeitrag ist an den zur Einhebung Verpflichteten (§ 6) oder, 

falls ein solcher nicht vorhanden ist, unmittelbar an die Gemeinde 
zu entrichten. 

§ 4
Höhe des Kurbeitrages

(1) �Der Kurbeitrag wird nach der Anzahl der Aufenthaltstage berechnet. 
Angefangene Tage gelten als volle Tage. Die Tage der An- und Abreise 
werden als ein Aufenthaltstag berechnet. 

(2) Der Beitrag beträgt pro Aufenthaltstag 

	 1. für Personen ab dem 17. Lebensjahr 2,20 €,
	 2. für Personen vom 7. bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 1,10 €.
	 3. Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr sind kurbeitragsfrei.

(3) Von der Entrichtung des Kurbeitrages sind befreit bzw. ermäßigt: 

	 1. �Personen, die eine Behinderung von 100 v.H. nachweisen können, 
sowie die Begleitpersonen von Behinderten, wenn nach dem Behin-
dertenausweis für den Behinderten eine Begleitperson erforderlich 
ist, sind vom Kurbeitrag befreit. 

	 2. �Personen, die eine Behinderung von 80 – 95 v.H. nachweisen kön-
nen, erhalten eine Ermäßigung des Kurbeitragssatzes um 50 v.H. 

	� Die Befreiung bzw. Ermäßigung ist innerhalb der in § 6 Abs. 1 
genannten Frist nach der Ankunft zu beantragen. 

(4) �Zum Nachweis der Entrichtung des Kurbeitrages erhält der Beitrags-
pflichtige eine elektronische Gästekarte. 

(5) �Im Kurbeitrag ist die jeweils gültige gesetzliche Umsatzsteuer ent-
halten.

§ 5
Erklärung des Kurbeitragspflichtigen

(1) �Kurbeitragspflichtige, die im Kurgebiet der Gemeinde übernachten, 
haben spätestens am Tage nach ihrer Ankunft bei der Gemeinde die 
für die Feststellung der Kurbeitragspflicht erforderlichen Angaben 
zu machen.

(2) �Werden alle meldepflichtigen Daten auf elektronischem Weg erfasst 
und nach § 6 Abs. 1 an die Gemeinde Burgberg weitergeleitet, entfällt 
die Vorlage des unterschriebenen Meldescheins an die Gemeinde 
Burgberg. Es genügt die Unterschrift des Kurbeitragspflichtigen auf 
dem ausgedruckten amtlichen Meldeschein. 

(3) �Die Meldepflicht entfällt bei Personen, die nach § 6 Abs. 1 gemeldet 
werden oder mit denen eine Vereinbarung nach § 7 Abs. 1 getroffen 
worden ist. 

§ 6
Einhebung und Haftung

(1) �Natürliche und juristische Personen, die Kurbeitragspflichtige beher-
bergen und ihnen Wohnraum überlassen sowie Inhaber von Cam-
pingplätzen sind verpflichtet, der Gemeinde die Beitragspflichtigen 
spätestens am folgenden Werktag nach deren Ankunft im Kurgebiet 
auf elektronischem Wege zu übermitteln bzw. die Meldescheine vor-
zulegen. Sie sind weiterhin verpflichtet, den Kurbeitrag einzuheben 
und haften der Gemeinde gegenüber für den Eingang des Beitrages.

(2) �Allen Beherbergungsbetrieben wird von der Gemeinde Burgberg ein 
online-basierter Zugang zum Meldewesen zur Verfügung gestellt.

(3) �Auf Antrag kann die Gemeinde Burgberg zur Vermeidung unbilliger 
Härten Ausnahmen von der elektronischen Meldung erteilen.  

(4) �Der Kurbeitrag ist von dem zur Einhebung Verpflichteten spätestens 
am siebten Tag nach Zustellung des jeweiligen Bescheides an die 
Gemeinde abzuführen

(5) �Die Kommune sowie deren beauftragte Dritte sind berechtigt entspre-
chende Kontrollen in den Beherbergungsbetrieben durchzuführen. Auf 
Verlangen sind die zur Festsetzung bzw. Prüfung des Kurbeitrages 
erforderlichen schriftlichen und mündlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 7
Besondere Vorschriften für Zweitwohnungsbesitzer

(1) �Für Personen, die ihre zweite oder eine weitere Wohnung in der 
Gemeinde haben und nach § 1 kurbeitragspflichtig sind, wird der 
jährliche Kurbeitrag als Pauschalbetrag erhoben. Alle anderen Nutzer 
der Wohnung die nach § 1 beitragspflichtig sind, unterliegen der Mel-
depflicht nach § 5, können aber auch freiwillig pauschaliert werden. 

(2) �Der Jahresbeitrag beträgt ab Beginn des 17. Lebensjahres 88 €, vom 7. 
bis zum vollendeten 16. Lebensjahr je 44 €.

(3) § 4 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend.

(4) �Die Beitragspflicht für den pauschalen Kurbeitrag entsteht jeweils am 
1. Januar. Tritt die Beitragspflicht erst nach dem 1. Januar ein, so ent-
steht die Beitragspflicht mit dem ersten Tag des auf diesen Zeitpunkt 
folgenden Monats. Die Beitragspflicht endet mit Ablauf des Monats, 
in dem die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht mehr vorliegen. 
Bei Änderung im Laufe des Kalenderjahres wird jeder angefangene 
Kalendermonat mit einem Zwölftel berechnet.

(5) �Der pauschale Kurbeitrag wird erstmals einen Monat nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheids zur Zahlung fällig. Bis zur Bekanntgabe 
eines neuen Beitragsbescheides ist der pauschale Kurbeitrag jeweils 
zum 15. Februar eines jeden Jahres fällig.  Endet die Beitragspflicht, 
so ist der zu viel gezahlte Beitrag zu erstatten. 

(6) �Inhaber von Zweitwohnungen haben Beginn und Ende des Haltens 
jeder Zweitwohnung im Kurgebiet der Gemeinde Burgberg, die eine 
Auswirkung auf die Festsetzung des pauschalen Kurbeitrages haben, 
innerhalb eines Monats nach Beginn und Ende schriftlich anzuzeigen.

(7) �Die Gemeinde Burgberg kann zur Festsetzung des Kurbeitrages ver-
langen, dass Inhaber von Zweitwohnungen ihr über die Benutzung 
der Zweitwohnung Auskunft geben. Weist eine vom Pauschalbeitrag 
erfasste Person nach, dass sie sich im gesamten Veranlagungszeitraum 
nicht zu Kur- und Erholungszwecken im Erhebungsgebiet aufhalten 
konnte, wird der Pauschalbeitrag zurückerstattet. 

§ 8
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.02.2021 in Kraft. 

(2) �Gleichzeitig tritt die Satzung für die Erhebung eines Kurbeitrages vom 
25.03.2015 außer Kraft.

Burgberg i. Allgäu, den 09. Dezember 2020

GEMEINDE BURGBERG I. ALLGÄU

gez.: André Eckardt, Erster Bürgermeister� 51-355
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Geltungsbereich vorhabenbezogener Bebauungsplan

Bekanntmachung
der Gemeinde Ofterschwang

über den Satzungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen  
Bebauungs-plan „Chalet-Dorf Alpe Eck“

I.
Der Gemeinderat der Gemeinde Ofterschwang hat am 14.09.2020 in 
öffentlicher Sitzung für das Gebiet „südöstlich des Allgäuer Berghofes“ 
den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Chalet-Dorf Alpe Eck“ in der 
Fassung vom 03.09.2020 als Satzung beschlossen.  
Der räumliche Geltungsbereich ist im abgebildeten Lageplan dargestellt. 
Dem durch die vorliegende Planung verursachten Eingriff wird eine 
Ausgleichsfläche/-maßnahme außerhalb des Geltungsbereiches dieser 
Planung zugeordnet. 
Diese Ausgleichsfläche/-maßnahme befindet sich auf dem Grundstück 
mit der Fl. Nr. 2392 Teilfläche der Gemarkung Ofterschwang, wenige 
Meter südlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes und zieht sich 
bis an den südlich gelegenen Wald.  
Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan „Chalet-Dorf Alpe Eck“ wird 
gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) durch diese Bekanntmachung 
rechtsverbindlich.
Ein Genehmigungsverfahren beim Landratsamt Oberallgäu, Sonthofen 
war nicht erforderlich, da der Bebauungsplan im so genannten Parallelver-
fahren (gem. § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB) aufgestellt worden ist. 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan „Chalet-Dorf Alpe Eck“ – beste-
hend aus Planzeichnung, Satzung und Begründung – kann ab Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung  bei der Gemeinde Ofterschwang, 
Kirchgasse 1, 87527 Ofterschwang, I. Stock sowie in der Verwal-
tungsgemeinschaft Hörnergruppe, Weiler 16, 87538 Fischen i. Allgäu,  
I. Stock, Bauamt, Zimmer 13, während der allgemeinen Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 

Jedermann kann den Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt 
Auskunft verlangen. Jedermann kann den Bebauungsplan mit Begrün-
dung sowie die zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, 
wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- u. Behör-
denbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und aus 
welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei 
der Gemeinde Ofterschwang bzw. der Verwaltungsgemeinschaft Hörner-
gruppe einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Zudem ist der in Kraft getretene Bebauungsplan mit Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung im Internet auf der Homepage der Verwal-
tungsgemeinschaft Hörnergruppe unter dem Link www.hoernergruppe.
de/buergerservice/ortsrecht/ofterschwang und dort unter der Rubrik „Vor-
habenbezogener Bebauungsplan Chalet-Dorf Alpe Eck“ sowie unter der 
Internetadresse www.bauleitplanung.bayern.de eingestellt und einsehbar. 

II.
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvor-schriften des Baugesetzbuches beim Zustandekommen eines 
Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle einer beachtlichen 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- u. Formvorschriften, im Falle einer beachtlichen Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes (§ 214 Abs. 2 BauGB), im Falle von beacht-lichen 
Mängeln des Abwägungsvorgangs (§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB) oder 

im Falle beachtlicher Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB nicht schrift-
lich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen (§ 215 
Abs. 1 BauGB). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über 
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnach-
teile eingetreten sind, wird hingewiesen. 

Ofterschwang, den 10. Dezember 2020

GEMEINDE  OFTERSCHWANG

gez.: Alois Ried, Erster Bürgermeister� 51-358


